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Die Ampelregierung von SPD, Grünen und FDP kommt wohl. Entgegen der Regierungsbildung von
2017 scheint es dieses Jahr eine schnelle und reibungslose Einigung zu geben.

Die Grünen mit dem geplatzten Kanzlerintraum und die FDP preschten vor und verkündeten Selfie
postend, dass sie gemeinsam auf die Kanzlersuche gehen. Sie entschieden sich für Scholz, Jamaika
war angesichts der inneren Krise der Union schnell vom Tisch. Dabei war dieses Manöver kein
zufälliges: Nach der Wahl war klar, dass Grüne und FDP die Königsmacherinnen spielen, die zwar in
manchem wie der Klimafrage einiges trennt, aber beide bedienen wichtige Teile der Mittelschichten
und sind im Gegensatz zur SPD rein bürgerliche Parteien ohne enge Verbindung zu den
Gewerkschaften.

Die SPD wiederum steht im Gegensatz zur Union wie auferstanden und einig wie lange nicht da.
Zettelte Kevin Kühnert als Juso-Vorsitzender 2017 noch einen Minibasisaufstand gegen die Große
Koalition an, ist er als Vizeparteichef mittlerweile fein ins sozialdemokratische Dasein integriert und
bringt wie zum Lohn für den Gehorsam auch gleich 49 seiner Juso-FreundInnen mit ins Parlament.
Vergessen ist, dass man mal BMW enteignen wollte. Derweil räumt Norbert Walter-Borjans vom
linken Flügel das Feld. Den Platz neben Saskia Esken werden wohl – wenn sie denn an der
Parteispitze bleibt – Lars Klingbeil vom Seeheimer Kreis oder Hubertus Heil einnehmen. Es kann ja
nicht sein, dass ein Kanzler Olaf Scholz einer rein „linken“ Parteiführung gegenübersteht.

Sondierungsergebnisse

In die Sondierung gingen die drei zur Zeit innerlich stabilsten Bundestagsparteien und präsentierten
rund vier Wochen nach der Wahl ein zwölfseitiges Ergebnis. Neben dem üblichen Gelaber von
Innovation, Zusammenhalt und Zukunftsfähigkeit bürgerlicher Berufspolitik boten die Gespräche
doch einen gewissen Aufschluss darüber, was wohl kommt, was nicht, wo es präsentierbare
Einigkeit oder unerwähnte Kontroversen gibt.

Ein paar kleine Reförmchen enthält natürlich auch das Sondierungspapier. So wird wohl die
Cannabis-Legalisierung in der einen oder anderen Form beschlossen werden. Auch die Absenkung
des Wahlalters auf 16 soll kommen, vielleicht auch eine verbesserte staatliche Anerkennung der
Rechte nicht-binärer Menschen. Alles unzureichend, aber immerhin.

Von der SPD wird vor allem die Mindestlohnanhebung auf 12 Euro zum Jahrhundertereignis
hochstilisiert. Dabei reichen diese schon heute nicht. Die Steuern reduzieren sie weiter und
schließlich wird sie großteils, ohne zu kauen, von der Inflation gefressen werden. Darüber hinaus ist
unklar, ob der Mindestlohn für alle sofort erhöht oder das, wie in der Vergangenheit, für ganze
Branchen stufenweise über mehrere Jahre umgesetzt werden soll.

An die Stelle von Hartz IV soll ein Bürgergeld treten, das Betroffenen gewiss nicht aus der Armut
helfen wird. Ein bundesweiter Mietendeckel kommt nicht, stattdessen soll mehr und schneller
gebaut werden, was zwar die Wohnungskrise nicht löst und hohe Mieten auch nicht senkt, dem
Kapital aber nach wie vor satt Profite bringt.
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Zumutungen

Die Coronapandemie scheint für die SondiererInnen um Scholz, Baerbock und Lindner auf dem
Papier zumindest schon nicht mehr zu existieren. Booster-Impfung und Herdenimmunität werden’s
für den Standort BRD und Europa wohl schon richten. Dafür werden die Überlastung des
Gesundheitssystems und der Tod Tausender letztlich billigend in Kauf genommen.

Ausgebaut und aufgerüstet sollen dafür Polizei und Überwachung werden. Gegen alles, was als
politisch extrem betrachtet wird, soll ein „Demokratieförderungsgesetz“ kommen, was auch immer
das mit sich bringen wird.

Was das grüne Steckenpferd des Pseudoklimaschutzes angeht, wurde das Autobahntempolimit
entsorgt, das passioniert-religiöse Rasen bleibt den Deutschen dank der FDP bewahrt. Der
Kohleausstieg wird vielleicht doch schon 2030 kommen, vielleicht aber auch nicht. Ansonsten ist die
sogenannte Klimapolitik der Ampel eigentlich ein Investitionsprogramm: Unternehmen sollen bei
der „sozialökologischen Transformation“ gefördert werden, ansonsten heißt es: mehr Ökostrom,
mehr Ökolandbau, mehr E-Mobility – auf der Straße natürlich. Das 1,5 °C-Ziel steht auch auf dem
Papier, wenigstens dort, denn Realität wird es mit der Ampel sicher nicht.

Auch abgesehen davon will man viel investieren: Digitalisierung und Bildung sollen dem deutschen
Kapital konkurrenzfähige Infrastruktur und Fachkräfte schaffen.

Wie, als würde das alles nichts kosten, bekennen sich die SondiererInnen zur Schuldenbremse.
Steuererhöhungen soll’s keine geben, schon gar nicht auf große Vermögen und hohe Einkommen –
vor der Wahl noch gegen die FDP kämpferisch angekündigt, hat die SPD es nun, wenn auch etwas
kontrovers, vergessen.

Hier zeichnet sich schon jetzt ab: Die Finanzierung der Erneuerung des deutschen Kapitals wird
bezuschusst, öffentlichen Einrichtungen und Dienstleistungen fehlt es an Mitteln. Abhilfe schaffen
soll dabei wohl ein erneuter Privatisierungsschub – sei es durch Verkauf oder durch
„Partnerschaften“ von öffentlichen Einrichtungen und privaten AnlegerInnen.

Konkurrenz als Rahmen

Außenpolitisch scheint die Ampel den bisherigen Kurs fortsetzen zu wollen: klares Bekenntnis zur
EU, NATO und transatlantischen PartnerInnenschaft. Abseits aller Beschwörungsformeln zeichnet
sich aber ab, dass die rassistische Abschottung der EU fortgesetzt wird und die Bundeswehr massiv
aufgerüstet werden soll, inklusive der Anschaffung neuer Waffensysteme (Drohnen für Angriffe) für
den Cyberwar und weitere Auslandseinsätze. Offengehalten wird die Suche nach alternativen
Verbündeten mit dem Willen zum Multilateralismus.

Zugleich drückt sich in den, öffentlich wenig umstrittenen Bestimmungen der Außenpolitik auch
schon das Dilemma der nächsten Regierung wie überhaupt des deutschen Imperialismus aus.
Einerseits drängt die starke Exportwirtschaft dazu, vehement beim Kampf um die Neuaufteilung der
Welt mitzuspielen, andererseits ist man politisch und militärisch alleine zu schwach dafür. Das
nächste Außenministerium wird weiter zwischen Kooperieren und Konfrontieren lavieren, im
Gravitationsfeld zwischen den beiden Hauptpolen China und USA versuchen müssen, irgendwie den
marodierenden EU-Hinterhof beisammen zu halten, um zumindest halbwegs eigenständig auftreten
zu können.

Für die Einschätzung der künftigen Scholz-Regierung ist es zentral, diese Erfordernisse der globalen
Konkurrenz im Blick zu behalten. Sie bilden letztlich auch den Rahmen für die Innenpolitik und den



Verteilungsspielraum insbesondere gegenüber der ArbeiterInnenklasse. Ohne eine politische oder
militärische Strategie, die sie auch nur ansatzweise allein und eigenständig international
durchsetzen könnten, auch wenn hier sicher mehr Aggression unter dem Mantel der
Verantwortungsübernahme zu erwarten ist, müssen Regierung und Kapital vor allem auf das
stärkste Moment des BRD-Imperialismus setzen: die Industriekonzerne und dabei nicht zuletzt auf
die AutoherstellerInnen.

Schon am Tag nach der Wahl hat VW 10 Punkte für die Koalitionsbildung gefordert, die klar darauf
abzielten, dass der Staat bitteschön die E-Mobilität auf der Straße ordentlich bezuschussen soll,
Stichworte: Ladesäulen und Kaufprämien. Auch sonst zieht sich der Tenor des subventionierten
Klimaschutzes, der keiner ist, sowie der Digitalisierung durch die Forderungen diverser
Unternehmensverbände. Unter grünem Label soll mit massiver Investition das Kapital erneuert
werden, um ihm auf dem Weltmarkt neue Wettbewerbsvorteile zu ermöglichen. Gleichzeitig bedingt
die globale Konkurrenz aber eben auch, das Kapital steuerlich nicht groß zu belasten sowie die
Staatsverschuldung einzudämmen – womit wir wieder bei der Schuldenbremse sind.

Bleibt also die Frage: Wer zahlt das Ganze? Einerseits soll es natürlich die Konkurrenz tun,
andererseits die überausgebeutete halbkoloniale Welt im EU-Hinterhof oder dort, wo das Lithium
für die E-Autos herkommt. Letztlich stellen sich Regierung und Konzerne gerade dafür auf, dass
auch die hiesige ArbeiterInnenklasse dafür aufkommt.

Angriff auf die Lohnabhängigen

Auch wenn unmittelbar keine politisch geführten Großangriffe anstehen wie die Agenda 2010, von
der die deutschen Konzerne gerade jetzt massiv profitieren, so werden der von der Ampel
angestrebte Umbau der Industrie und die Krisenkosten auf die ArbeiterInnenklasse ohne
ausbleibende Gegenwehr weiter abgewälzt werden.

Vor dem Hintergrund einer volatilen globalen Wirtschaftslage, einer gebremsten Konjunktur, einer
weltweit weiter grassierenden Pandemie und Krise werden sich die Konjunkturprogramme der USA
und der EU wahrscheinlich als unzureichend erweisen, längerfristig die Weltwirtschaft zu beleben.
Wahrscheinlich ist vielmehr, dass sie nach einer gewissen konjunkturellen Sonderwirkung rasch
verpuffen, weil die grundlegenden Krisenmomente – fallende Profitraten, Überakkumulation von
Kapital und damit verschärfte globale Konkurrenz – durch diese nicht gelöst, sondern nur
aufgeschoben werden.

Vor diesem Hintergrund ist es durchaus denkbar, dass die Ampelkoalition im Laufe der
Legislaturperiode auf ein größeres, grundlegendes Angriffsprogramm umschaltet. Die sog.
Rentenreform zeigt, wohin die Reise dabei gehen könnte. Die Deutsche Rentenversicherung soll auf
dem Kapitalmarkt die Rente bei 48 % des Einkommens sichern. Eine solche weitere Privatisierung
und Finanzialisierung bedeutet natürlich auch, dass die Altersversorgung selbst an die krisenhaften
Zyklen des Finanzkapitals gekoppelt wird.

Ebenso wenig wird der Inflation entgegengesetzt, die Mieten bleiben exorbitant, viele durch Corona
zerstörte Jobs wohl verloren, Niedriglohnsektor und Prekarisierung wachsen, verdächtig oft spricht
das Sondierungspapier von Flexibilisierung am Arbeitsplatz. Proletarische Frauen und rassistisch
Unterdrückte werden davon üblicherweise Hauptbetroffene sein, von allem Diversitätsbekenntnis
und Gerechtigkeitsgerede der Ampel haben sie so gut wie nichts.

Sämtliche Versprechungen von mehr soziale Gerechtigkeit werden an der kapitalistischen Realität
verbogen oder brechen an ihr, die Abkehr der SPD von einer Vermögenssteuer ist Teil davon.



Großangriff auf Jobs

Der angestrebte Umbau der Industrie bedeutet aus Kapitalsichtweise, Arbeitskräfte einsparen zu
können. Genau darauf zielt die Digitalisierung zu einem Gutteil ab. Hier läuft der Großangriff
bereits. In der Autoindustrie ist der Stellenabbau längst eine Realität und wird weitergehen: Mit
über 170 000 Stellenstreichungen wird für die nächsten Jahre gerechnet.

Die Rolle der SPD als führende Regierungs- und bürgerliche ArbeiterInnenpartei ist hierbei nicht zu
unterschätzen. Sie macht Politik für das Kapital, hat aber noch immer soziale Wurzeln in den
schweren Bataillonen der deutschen IndustriearbeiterInnenschaft – um deren Arbeitswelt und -platz
es in den nächsten Jahren gehen wird. Einerseits muss die SPD dem Kapital irgendetwas abringen
und der ArbeiterInnenklasse anbieten, das Sterbebett der Sozialdemokratie ist immerhin noch
warm. Gerade im gemeinsamen Regieren mit der FDP liegt hier Sprengstoff, selbst wenn die
Vermögenssteuer vom Tisch ist. Andererseits bietet die SPD in ihrer engen Verbindung mit der DGB-
Bürokratie und der dadurch ausgeübten Kontrolle über zentrale Sektoren der Klasse dem deutschen
Kapital auch einen Vorteil in der Durchsetzung der geplanten „Transformation“.

Und der DGB?

Dazu passt, dass der DGB im Grunde kaum was zu den Verhandlungen der letzten Wochen gesagt
hat. Er setzt damit auf seine Weise den Kurs des Burgfriedens mit dem Kapital fort. Die IG Metall
und ihre Betriebsräte begleiten den Jobkahlschlag, der durch Investitionen der Ampelregierung
mitfinanziert wird – Gelder, die letztlich über Steuern ebenfalls zu großen Teilen von der
ArbeiterInnenklasse kommen. Anstatt den Abwehrkampf anzugehen, wird mitgestaltet und die
Beschäftigten werden ruhig gehalten, Lohnkämpfe, die die Inflation ausgleichen, gibt es nicht – über
die unmittelbar tariflichen Fragen hinausgehende politische Streiks, die z. B. die Wohnungsfrage
oder den Klimaschutz zum Thema machen, schon mal gar nicht. Es liegt hier schon der Verweis
darauf verborgen, wie wichtig der Aufbau einer klassenkämpferischen Opposition zu den
Gewerkschaftsapparaten gerade wird.

Natürlich werden die Koalitionsverhandlungen nicht ohne Kontroversen ablaufen. Die Frage der
Investitionsfinanzierung und die Begleichung der Coronaschulden ist noch nicht abschließend
geklärt. Die Möglichkeiten zur Investition sind begrenzt. Worauf wird sich also konzentriert? Auf das
E-Auto oder doch auf die Bahn? Gibt’s 5G nur für die Stadt oder auch auf dem Land? Wie hoch wird
das Bürgergeld? Und: Wer besetzt welches Ministerium?

Wie auch immer diese Fragen von Scholz und Co beantwortet werden: Für die ArbeiterInnenklasse
und Unterdrückten gibt’s in der kommenden Periode nicht viel mehr als ein paar Krümel. Sie sind
gut beraten, sich auf Abwehrkämpfe vorzubereiten.

In vielerlei Hinsicht könnten die kommenden Jahre entscheidende für eine längere Periode werden.
In der Klimakrise wird in vier Jahren schon sehr absehbar sein, wie es um die 1,5 °C steht. Der
Kampf um die Neuaufteilung der Welt drängt früher oder später zu Entscheidungsschlachten. Der
Umbau und die Erneuerung der Industrie finden jetzt statt – nicht für den Klimaschutz, wohl aber
für die Stellung des deutschen Kapitals in der Welt entscheidend. Entlassungen, Kürzungen, Armut
werden zunehmen.

Warum wir eine Aktionskonferenz brauchen

Der Rechtsruck hat tiefe Spuren hinterlassen, die Zerbröckelung des bürgerlichen Lagers zeigt sich
nicht zuletzt in der ersten 3-Parteien-Regierung seit Adenauer. Je nachdem, wie sie sich den Massen
verkauft, kann sie das Hinsterben der „bürgerlichen Mitte“ und den Rechtsruck verzögern oder



verstärken. Angesichts neuer Geflüchtetenbewegungen, Pandemie und vielfachen sozialen Abstiegs
liegen rechtspopulistische bis faschistische Kräfte von AfD bis Dritter Weg schon auf der Lauer.

Die Stärkung bürgerlicher und rechter Kräfte ist aber nur eine mögliche Entwicklung. Eine
fortschrittliche Alternative dazu wird jedoch nur zu einer realen Möglichkeit werden, wenn die
Reorganisation der ArbeiterInnenklasse angegangen, sie zur zentralen, eigenständigen Kampfkraft
gegen Krise, Kapital und Klimakatastrophe wird. Der Sieg des Berliner Volksentscheides Deutsche
Wohnen & Co. enteignen, die riesigen Demonstrationen von Fridays for Future, die zahlreichen
Waldbesetzungen und eine Reihe anderer großer Mobilisierungen in den letzten Jahren zeigen nicht
nur, dass neue Bewegungen entstanden bzw. im Entstehen begriffen sind, sie verweisen auch auf ein
Potential des Widerstandes.

Diese Mobilisierungen gilt es, zu stärken und zugleich das politische Bewusstsein der AktivistInnen
zu erhöhen. Wie können wir Enteignungen wirklich durchsetzen? Wie können wir Massentlassungen
und Privatisierungen stoppen? Wie können wir verhindern, dass Inflation und Preissteigerungen
mühsam erkämpfte Lohnerhöhungen gleich wieder wegfressen? Wie können wir der
imperialistischen Außenpolitik und der rassistischen Abschottung Deutschlands und der EU
entgegentreten? Wie können wir den Kampf für reale, sofortige Verbesserungen mit dem um eine
andere Gesellschaft verbinden?

Es braucht daher dringend die Debatte um Ziele und Mittel unseres Kampfes und darum, wie wir
diese Auseinandersetzungen wirklich verbinden können. Das aber fällt nicht vom Himmel. Es
braucht einen konkreten Startpunkt dafür, diese Diskussion und einen gemeinsamen Kampfplan zur
Gegenwehr zu organisieren – eine Aktionskonferenz. Sie sollte nicht aus einem linken Für-sich-
Selbst bestehen, sondern im Gegenteil größtmöglich die Organisationen der ArbeiterInnenklasse
einbeziehen, allen voran die Gewerkschaften oder jedenfalls deren oppositionelle Kräfte, Linkspartei
und SPD-Linke oder mindestens alle, die nicht stramm hinter Scholz oder der Koalitionspolitik der
Realos in der Linkspartei stehen.

Eine solche Aktionskonferenz sollte sich darauf konzentrieren, konkrete Forderungen und
Kampfmittel festzulegen, um den wichtigsten Angriffen gemeinsam auf der Straße und im Stadtteil,
in den Betrieben und Büros, an Schulen und Unis entgegenzutreten. Wir schlagen vor, sie Anfang
2022 Spektren übergreifend zu organisieren und dort einen bundesweiten Mobilisierungsplan zu
beschließen und überall Bündnisse aufzubauen, die diesen Kampf koordinieren.


